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1. Instanz

Aktenzeichen S 44 BA 18/20 ER
Datum 03.09.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 BA 142/21 B ER
Datum 13.06.2022

3. Instanz

Datum -

Auf die Beschwerde der Antragsgegnerin wird der Beschluss des
Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 3.9.2021 geÃ¤ndert.

Der Antrag des Antragstellers auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung
der beim Sozialgericht DÃ¼sseldorf unter dem Aktenzeichen S 44 BA
155/19 anhÃ¤ngigen Klage gegen den Bescheid der Antragsgegnerin vom
24.5.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.8.2019 wird
abgelehnt.

Der Antragsteller trÃ¤gt die Kosten des einstweiligen
Rechtsschutzverfahrens in beiden RechtszÃ¼gen.

Der Streitwert wird fÃ¼r das Beschwerdeverfahren auf 379.237,58 Euro
festgesetzt.

Dem Antragsteller wird Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Beschwerdeverfahren
unter Beiordnung von RechtsanwÃ¤ltin M bewilligt.
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GrÃ¼nde

Die Beschwerde der Antragsgegnerin ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Der Antrag des
Antragstellers auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der beim Sozialgericht
(SG) DÃ¼sseldorf unter dem Aktenzeichen S 44 BA 155/19 anhÃ¤ngigen Klage
gegen den Bescheid der Antragsgegnerin vom 24.5.2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15.8.2019 ist nicht begrÃ¼ndet.

GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) kann das
Gericht der Hauptsache in den FÃ¤llen, in denen Widerspruch oder
Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung haben, diese auf Antrag ganz oder
teilweise anordnen. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine â�� wie hier
erfolgte â�� Entscheidung Ã¼ber Beitragspflichten und die Anforderung von
BeitrÃ¤gen sowie der darauf entfallenden Nebenkosten haben gem. Â§Â 86a Abs. 2
Nr. 1 SGG keine aufschiebende Wirkung.

Die Entscheidung, ob eine aufschiebende Wirkung ausnahmsweise gem. Â§ 86b
Abs.Â 1 S.Â 1 Nr. 2 SGG durch das Gericht angeordnet wird, erfolgt aufgrund einer
umfassenden AbwÃ¤gung des Suspensivinteresses des Antragstellers einerseits und
des Ã¶ffentlichen Interesses an der Vollziehung des Verwaltungsakts andererseits
(vgl. z.B. Senatsbeschl. v. 21.10.2020 â�� L 8 BA 143/19 B ER â�� juris Rn. 3). Im
Rahmen dieser InteressenabwÃ¤gung ist in Anlehnung an Â§ 86a Abs. 3 S.Â 2 SGG
zu berÃ¼cksichtigen, in welchem AusmaÃ� Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des
angegriffenen Verwaltungsaktes bestehen (hierzu unter 1.) oder ob die Vollziehung
fÃ¼r den Antragsteller eine unbillige, nicht durch Ã¼berwiegende Ã¶ffentliche
Interessen gebotene HÃ¤rte zur Folge hÃ¤tte (hierzu unterÂ 2.).

1. Da Â§ 86a Abs. 2 Nr. 1 SGG das Vollzugsrisiko bei Beitragsbescheiden
grundsÃ¤tzlich auf den Adressaten verlagert, kÃ¶nnen nur solche Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheides ein Ã¼berwiegendes Suspensivinteresse
begrÃ¼nden, die einen Erfolg des Rechtsbehelfs wahrscheinlich erscheinen lassen.
HierfÃ¼r reicht es nicht schon aus, dass im Rechtsbehelfsverfahren
mÃ¶glicherweise noch ergÃ¤nzende Tatsachenfeststellungen zu treffen sind.
MaÃ�gebend ist vielmehr, ob nach der Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der
Eilentscheidung mehr fÃ¼r als gegen die Rechtswidrigkeit des angefochtenen
Bescheides spricht (st. Rspr. des Senats, vgl. z.B. Beschl. v. 21.10.2020 â�� L 8 BA
143/19 B ER â�� juris Rn. 4; Beschl. v. 12.2.2020 â�� L 8 BA 157/19 B ER â�� juris
Rn. 5 m.w.N.).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben ist die aufschiebende Wirkung der Klage nicht
anzuordnen, da deren Erfolg nicht wahrscheinlich ist. Es spricht nach der im
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes gebotenen summarischen PrÃ¼fung
derzeit nicht mehr dafÃ¼r als dagegen, dass sich der von der Antragsgegnerin
erlassene Bescheid vom 24.5.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
10.5.2019, mit dem die Antragsgegnerin vom Antragsteller fÃ¼r den Zeitraum vom
1.1.2011 bis 2.3.2016 fÃ¼r diverse, einzeln benannte Personen BeitrÃ¤ge zur
gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung, zur sozialen Pflegeversicherung
und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung sowie Umlagen und
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SÃ¤umniszuschlÃ¤ge fordert, im Hauptsacheverfahren als rechtswidrig erweisen
wird.

Rechtsgrundlage des aufgrund einer BetriebsprÃ¼fung ergangenen Bescheides und
der darin festgesetzten Beitragsnachforderung einschlieÃ�lich der
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge ist Â§ 28p Abs. 1 S. 1 und S. 5 des Sozialgesetzbuches Viertes
Buch (SGB IV). Danach prÃ¼fen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung bei den
Arbeitgebern, ob diese ihre Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten nach dem
SGB IV, die im Zusammenhang mit den GesamtsozialversicherungsÂbeitrÃ¤gen
stehen, ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen; sie prÃ¼fen insbesondere die Richtigkeit der
Beitragszahlungen und der Meldungen (Â§ 28a SGB IV). Im Rahmen der PrÃ¼fung
werden gegenÃ¼ber den Arbeitgebern Verwaltungsakte (sog. PrÃ¼fbescheide) zur
VersicherungsÂpflicht und BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung einschlieÃ�lich
der Widerspruchsbescheide erlassen. Â§ 10 Aufwendungsausgleichsgesetz stellt die
Umlagen zum Ausgleichsverfahren insoweit den BeitrÃ¤gen zur gesetzlichen
Krankenversicherung gleich (vgl. BSG Urt. v. 10.12.2019 â�� B 12 R 9/18 R â�� juris
Rn. 12).

a) Der Bescheid vom 24.5.2019 ist formell rechtmÃ¤Ã�ig ergangen; insbesondere
ist der Antragsteller vor dessen Erlass mit Schreiben vom 8.1.2019 gemÃ¤Ã� Â§ 24
Abs.Â 1 des Sozialgesetzbuches Zehntes Buch (SGBÂ X) angehÃ¶rt worden. 

b) Auch in materiell-rechtlicher Hinsicht sind Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des
Verwaltungsaktes nach der im Verfahren des vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes
gebotenen summarischen PrÃ¼fung in einem die Anordnung der aufschiebenden
Wirkung rechtfertigenden Umfang nicht gegeben.

GemÃ¤Ã� Â§ 28e Abs. 1 SGB IV hat der Arbeitgeber den
GesamtsozialversicherungsbeiÂtrag fÃ¼r die bei ihm BeschÃ¤ftigten, d.h. die fÃ¼r
diese zu zahlenden BeitrÃ¤ge zur Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und
Pflegeversicherung (Â§ 28d S. 1 und 2 SGB IV), zu entrichten. Der
Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung
unterliegen Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind (Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch [SGB V], Â§ 20 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 Sozialgesetzbuch
Elftes Buch [SGB XI], Â§ 1 S. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch [SGB VI], Â§ 25
Abs. 1 S. 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch [SGB III]).

Nach Â§ 7 Abs. 1 S. 1 SGB IV ist BeschÃ¤ftigung die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung
sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers (Â§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB IV). Nach der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG setzt eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung eine
persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit des Arbeitnehmers vom Arbeitgeber voraus. Bei einer
BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte
in den Betrieb eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der
AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann â�� insbesondere bei Diensten hÃ¶herer Art â��
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eingeschrÃ¤nkt und zur â��funktionsgerecht dienenden Teilhabe am
Arbeitsprozessâ�� verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein
einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene
Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit
gekennzeichnet. Ob jemand beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich
danach, welche UmstÃ¤nde das Gesamtbild der Arbeitsleistung prÃ¤gen und
hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen (st. Rspr., vgl. z.B. BSG, Urt. v.
4.6.2019 â�� B 12 R 11/18 R â�� juris Rn. 14 m.w.N.; zur VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit
der Abgrenzung zwischen BeschÃ¤ftigung und selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit vgl.
BVerfG, Beschl. v. 20.5.1996 â�� 1 BvR 21/96 â�� juris Rn. 6 ff.).

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser MaÃ�stÃ¤be und Abgrenzungskriterien ist nach der
im einstweiligen Rechtsschutzverfahren gebotenen summarischen PrÃ¼fung davon
auszugehen, dass die im streitigen Zeitraum festgesetzten BeitrÃ¤ge zu entrichten
sind, da die im Bescheid bezeichneten Personen beim Antragsteller gegen
Arbeitsentgelt (Â§Â 14 SGB IV) abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt waren. Dies ergibt sich aus
den Ermittlungen des Hauptzollamts (HZA) KÃ¶ln und insbesondere den Aussagen
der dort sowie auch im Strafverfahren vernommenen Zeugen. Danach waren die auf
Â den Baustellen fÃ¼r den Antragsteller in der Regel bei der Verlegung von Kabeln
tÃ¤tigen Personen diesem gegenÃ¼ber weisungsgebunden und eingegliedert
tÃ¤tig. Weder verfÃ¼gten diese Ã¼ber eine eigene BetriebsstÃ¤tte noch setzten sie
im Hinblick auf die stets zur VerfÃ¼gung gestellten Betriebsmittel eigenes Kapital
oder auch die eigene Arbeitskraft mit der Gefahr des Verlustes ein. Auf die
BegrÃ¼ndung der angefochtenen Bescheide bzw. des Beschlusses des SG wird zur
Vermeidung von Wiederholungen verwiesen (Â§Â§ 142 Abs. 1, 136 Abs. 3, 142 Abs.
2 S. 3 SGG).

Soweit eine Entgeltfortzahlung bei Krankheit und Urlaub nicht gewÃ¤hrt worden ist,
hat dieser Umstand statusrechtlich keine eigenstÃ¤ndige Bedeutung.
Vertragsklauseln bzw. vertragliche Vereinbarungen, die darauf gerichtet sind, an
den Arbeitnehmer- bzw. BeschÃ¤ftigtenstatus anknÃ¼pfende arbeits-, steuer- und
sozialrechtliche Regelungen abzubedingen bzw. zu vermeiden, lassen, auch wenn
sie in der Praxis tatsÃ¤chlich umgesetzt werden, ausschlieÃ�lich RÃ¼ckschlÃ¼sse
auf den Willen der Vertragsparteien, BeschÃ¤ftigung auszuschlieÃ�en, zu.
DarÃ¼ber hinaus haben sie bei der im Rahmen des Â§ 7 Abs. 1 SGB IV
vorzunehmenden GesamtabwÃ¤gung keine eigenstÃ¤ndige Bedeutung. Vielmehr
setzen derartige Regelungen bereits das Fehlen des Status als Arbeitnehmer bzw.
BeschÃ¤ftigter voraus und sind daher eher Folge einer rechtsirrigen
StatuseinschÃ¤tzung als Indiz fÃ¼r eine solche. Allein die Belastung eines
ErwerbstÃ¤tigen, der im Ã�brigen nach der tatsÃ¤chlichen Gestaltung des
gegenseitigen VerhÃ¤ltnisses als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter anzusehen ist, mit
zusÃ¤tzlichen Risiken rechtfertigt nicht die Annahme von SelbststÃ¤ndigkeit im
Rechtssinne (vgl. z.B. BSG, Urt. v. 18.11.2015 â�� B 12 KR 16/13 R â�� juris Rn. 27;
Senatsurt. v. 29.1.2020 â�� L 8 BA 153/19 â�� juris Rn. 68; Urt. v. 14.8.2019 â�� L 8
R 456/17 â�� juris Rn. 84).

Die erfolgten und zudem vom Antragsteller selbst geforderten
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Gewerbeanmeldungen sprechen gleichfalls nicht fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit, da dieses formale Kriterium fÃ¼r die Beurteilung der tatsÃ¤chlichen
Ausgestaltung der zu beurteilenden TÃ¤tigkeit ohne Aussagekraft ist. Der
sozialversicherungsrechtliche Status eines Betriebsinhabers wird seitens der
Gewerbeaufsicht nicht geprÃ¼ft (vgl. Senatsurt. v. 17.12.2014 â�� L 8 R 463/11 â��
juris Rn. 113 m.w.N.). Sozialversicherungsrechtliche Statusfeststellungen kÃ¶nnen
vielmehr ausschlieÃ�lich in den Verfahren nach Â§Â§ 7a, 28h Abs. 2, 28p Abs. 1 S. 5
SGB IV erfolgen (vgl. Senatsurt. v. 22.6.2020 â�� L 8 BA 78/18 â�� juris Rn. 65).

Â 

Einer TÃ¤tigkeit fÃ¼r weitere Auftraggeber sind die von der Antragsgegnerin als
BeschÃ¤ftigte angesehenen Personen bei den Ã¼berwiegend mitgeteilten
10-Stunden-Arbeitstagen regelhaft Ã¼berhaupt nicht, jedenfalls nicht in relevantem
Umfang, nachgegangen. Im Ã�brigen kÃ¶nnte auch hieraus nicht ohne weiteres auf
das Vorliegen einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit fÃ¼r den Antragsteller geschlossen
werden. GrundsÃ¤tzlich sind die einzelnen Rechtsbeziehungen isoliert zu
betrachten. Nach den gesetzlichen Regelungen ist die AusÃ¼bung einer
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung ohne weiteres neben einer selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit mÃ¶glich (vgl. z.B. Â§Â 5 Abs. 5 SGB V). Gewicht erhÃ¤lt eine TÃ¤tigkeit
fÃ¼r mehrere Auftraggeber daher erst, wenn sie in relevantem Umfang oder sogar
schwerpunktmÃ¤Ã�ig stattfindet (vgl. BSG, Urt. v. 4.9.2018 â�� B 12 KR 11/17 R
â�� juris Rn. 23) und sich in der Zusammenschau mit weiteren typischen
Merkmalen einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit, wie z.B. einem werbenden Auftreten
am Markt fÃ¼r die angebotenen Leistungen, ergibt (vgl. BSG, Urt. v. 4.6.2019 â�� B
12 R 11/18 R â�� juris Rn. 35 m.w.N.). Letzteres ist hier weder vorgetragen noch
sonst ersichtlich.

Soweit das SG die Erkenntnisdichte bezÃ¼glich einiger einzelner Personen fÃ¼r
dÃ¼nn erachtet hat, rechtfertigt sich hieraus â�� wie auch von ihm selbst
angenommen â�� eine Entscheidung zugunsten des Antragstellers im Eilverfahren
nicht. Im Hinblick darauf, dass fÃ¼r die â��Subunternehmerâ�� weitgehend
gleichartige Unterlagen vorliegen und auch die VerhÃ¤ltnisse auf den Baustellen
von den Zeugen als fÃ¼r die meisten tÃ¤tigen Personen gleich geschildert worden
sind, ist bei summarischer PrÃ¼fung nicht erkennbar, dass bei einer Befragung
weiterer Zeugen in relevantem Umfang andere Beurteilungen zu erwarten wÃ¤ren.
Dies gilt insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass sich die Vorgehensweise des
Antragstellers bei der Beauftragung, dem Einsatz und der Abrechnung der
ArbeitskrÃ¤fte nach diversen Zeugenaussagen als â�� im Hinblick auf die
sozialversicherungsrechtliche Beurteilung â�� weitestgehend Ã¤hnlich darstellt. Vor
diesem Hintergrund hÃ¤tte es dem Antragsteller oblegen, andere UmstÃ¤nde in
EinzelfÃ¤llen konkret darzulegen und glaubhaft zu machen. Etwaige weitere
Ermittlungen bleiben dem Hauptsacheverfahren vorbehalten.

Anhaltspunkte fÃ¼r VersicherungsfreiheitstatbestÃ¤nde sind nicht erkennbar. Die
BeschÃ¤ftigung erfolgte unstreitig gegen Entgelt, so dass grundsÃ¤tzlich eine
Versicherungspflicht nach Â§Â§ 25 Abs. 1 S. 1 SGB III, Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V, Â§ 1
S. 1 Nr. 1 SGB VI, Â§ 20 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB XI bestanden hat.
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Soweit der Antragsteller geltend macht, dass er im Hinblick auf die fehlende
Beitragszahlung nicht vorsÃ¤tzlich gehandelt habe, was hinsichtlich der
VerjÃ¤hrungsfrist (Â§ 25 Abs. 1 S. 2 SGB IV), der Erhebung von
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen (Â§ 24 Abs. 2 SGB IV) und der Annahme einer
Nettolohnfiktion (Â§ 14 Abs. 2 S. 2 SGB IV) berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼sse,
vermag diese bloÃ�e Behauptung im Eilverfahren nicht zu einem anderen Ergebnis
zu fÃ¼hren.

In diesem Zusammenhang ist sein zunÃ¤chst erfolgter Hinweis auf die Einstellung
des gegen ihn gefÃ¼hrten strafgerichtlichen Verfahrens vor dem Amtsgericht
Leverkusen (Az. 56 Ls-110 Js 895/15-8/19) unbeachtlich, weil weder der Ausgang
eines strafrechtlichen Verfahrens noch die juristische Beurteilung
beitragsrechtlicher Sachverhalte durch die Strafgerichte fÃ¼r die Sozialgerichte
bindend sind (vgl. z.B. Senatsbeschl. v. 16.3.2022 â�� L 8 BA 2/22 B ER; Beschl. v.
25.10.2021 â�� L 8 BA 77/21 B ER â�� juris Rn. 9; Senatsurt. v. 19.12.2018 â�� L 8
R 335/14 â�� juris Rn. 127 m.w.N.).

Auch in der Sache genÃ¼gt die Behauptung, ihm habe der Vorsatz hinsichtlich einer
Beitragshinterziehung gefehlt, nicht, um zu einem anderen Ergebnis zu fÃ¼hren.
Vielmehr erachtet der Senat die Angabe des Antragstellers, er habe eine
Beitragspflicht nicht billigend in Kauf genommen, als bloÃ�e Schutzbehauptung.

Dahingestellt bleiben kann dabei, ob der Vortrag des Antragstellers, er sei im Jahr
2009 als einfacher Bauarbeiter nach Deutschland gekommen und ihm â�� als
juristischem Laien â�� die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung nicht mÃ¶glich
gewesen, zutrifft. SpÃ¤testens ab GrÃ¼ndung seines Einzelunternehmens und
Akquise eigener â��Nachunternehmerâ�� liegen erhebliche Anhaltspunkte dafÃ¼r
vor, dass er eine notwendige Beitragsentrichtung mindestens im Sinne bedingten
Vorsatzes fÃ¼r mÃ¶glich gehalten und die Verletzung dieser Pflicht billigend in Kauf
genommen hat. So ist regelmÃ¤Ã�ig davon auszugehen, dass sich auch â�� und
sogar gerade â�� ein juristischer Laie, der eine Firma grÃ¼ndet, um mit dieser am
kaufmÃ¤nnischen Verkehr teilzunehmen, spÃ¤testens dann, wenn er zur ErfÃ¼llung
seiner vertraglichen Pflichten weitere (Hilfs-)Personen heranziehen will, mit den
hierfÃ¼r erforderlichen arbeitsrechtlichen, steuerrechtlichen und
sozialversicherungsrechtlichen Voraussetzungen ebenso vertraut macht wie (zuvor)
mit den Erfordernissen einer FirmengrÃ¼ndung. Tut er dies nicht, liegt die
MÃ¶glichkeit von Pflichtverletzungen und deren billigende Inkaufnahme zwingend
auf der Hand, da SÃ¤umnisse und Fehler evident umso hÃ¤ufiger auftreten, je
hÃ¶her der Grad der Unkenntnis des Unternehmers ist. Dies gilt jedenfalls in ganz
besonderer AusprÃ¤gung fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit in wirtschaftlichen Zweigen wie â��
hier â�� dem Baugewerbe, in denen bekanntermaÃ�en hÃ¤ufig wiederkehrende
Durchsuchungen der HauptzollÃ¤mter im Hinblick auf etwaige Schwarzarbeit sowie
Nachverbeitragungen und schlieÃ�lich sogar strafrechtliche Ahndungen stattfinden.
Werden fÃ¼r arbeitnehmerÃ¼bliche TÃ¤tigkeiten in solchen Bereichen gleichwohl
Einzelpersonen als â��Subunternehmerâ�� beauftragt, ist entsprechend
regelmÃ¤Ã�ig darauf zu schlieÃ�en, dass der Firmeninhaber eine Verletzung
mÃ¶glicher Melde- und Beitragspflichten zur Sozialversicherung billigend in Kauf
nimmt. Eine andere Beurteilung kann nur dann in ErwÃ¤gung gezogen werden,
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wenn konkrete, belastbare UmstÃ¤nde vorgetragen und glaubhaft gemacht werden,
die ausnahmsweise eine abweichende EinschÃ¤tzung nahelegen, so z.B. wenn der
Unternehmer auf die eingeholte Auskunft eines Steuerberaters vertraut hat, an
deren Richtigkeit er nicht zweifeln musste und zudem in anderen rechtlichen
Bereichen â��Wohlverhaltenâ�� bestand (vgl. z.B. Senatsbeschl. v. 10.7.2013 â�� L
8 R 205/13 B ER â�� juris Rn. 17).

VertrauensbegrÃ¼ndende besondere UmstÃ¤nde hat der Antragstellers weder
substantiiert vorgetragen noch erst recht nicht â�� wie erforderlich â�� gem. Â§Â§
86b Abs. 2 S. 4 SGG i.V.m. Â§Â§ 920 Abs. 2, 294 Abs. 1 Zivilprozessordnung â��
ZPO hinreichend glaubhaft gemacht (vgl. zu diesem Erfordernis zB. Senatsbeschl. v.
2.3.2022 â�� L 8 BA 16/22 B ER â�� juris Rn. 5 m.w.N.). Im Gegenteil hat er selbst
zahlreiche GesprÃ¤che mit Kollegen zur Frage der eigenen SelbststÃ¤ndigkeit und
der von ihm akquirierten â��Nachunternehmernâ�� geschildert. SchlieÃ�lich legt
auch der zeugenschaftlich dargestellte Umgang mit einzelnen, insbesondere der
deutschen Sprache zunÃ¤chst unkundigen HilfskrÃ¤ften sowie die GrÃ¼ndung der
wirtschaftlich inaktiven Firma in RumÃ¤nien nach bisheriger Aktenlage eher den
Willen zu einem planvollen Umgehen deutscher sozialversicherungsrechtlicher
Vorschriften nahe.

Bedenken gegen die grundsÃ¤tzliche Berechnung der BeitrÃ¤ge hat der
Antragsteller im Ã�brigen nicht geltend gemacht; diese sind im Eilverfahren auch
nicht ersichtlich. Gleiches gilt fÃ¼r die Erhebung der Umlagen und
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge.

2. Eine unbillige, nicht durch Ã¼berwiegende Ã¶ffentliche Interessen gebotene
HÃ¤rte fÃ¼r den Antragsteller durch die sofortige Vollziehung des
Beitragsbescheides liegt nicht vor.

Allein die mit der Zahlung auf eine Beitragsforderung fÃ¼r ihn verbundenen
wirtschaftlichen Konsequenzen fÃ¼hren nicht zu einer solchen HÃ¤rte, da sie
lediglich Ausfluss der ErfÃ¼llung gesetzlich auferlegter Pflichten sind (st. Rspr. des
Senats, vgl. z.B. Beschl. v. 7.3.2019 â�� LÂ 8 BA 75/18 B ER â�� juris Rn.Â 17).

Eine beachtliche HÃ¤rte in diesem Sinne ist regelmÃ¤Ã�ig nur dann denkbar, wenn
es dem Beitragsschuldner gelingt darzustellen und glaubhaft zu machen, dass das
Beitreiben der Forderung aktuell die Insolvenz und/oder die Zerschlagung seines
GeschÃ¤ftsbetriebes zur Folge hÃ¤tte, die Durchsetzbarkeit der Forderung bei
einem Abwarten der Hauptsache aber zumindest nicht weiter gefÃ¤hrdet wÃ¤re als
zurzeit (vgl. z.B. Senatsbeschl. v. 22.4.2020 â�� L 8 BA 266/19 B ER â�� juris
Rn.Â 27). Dabei ist vom Beitragsschuldner auch darzulegen und glaubhaft zu
machen, dass er bei Fortsetzung seines GeschÃ¤ftsbetriebs und Einhaltung aller
rechtlichen Bestimmungen in der Lage ist, derart rentabel zu wirtschaften, dass die
noch offene Beitragsforderung in Ã¼berschaubarer Zeit beglichen werden kann (st.
Rspr. des Senats, z.B. Beschl. v. 15.6.2020 â�� L 8 BA 139/18 B ER â�� juris Rn. 15,
Beschl. v. 21.10.2020 â�� L 8 BA 143/19 B ER â�� juris Rn. 22). Entsprechender
Vortrag des Antragstellers ist nicht erfolgt.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 S.Â 1 SGG i. V. m. Â§Â§ 161 Abs.
1, 154 Abs. 2, 162 Abs. 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).

Die Festsetzung des Streitwerts folgt aus Â§Â§ 197a Abs. 1 S. 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 47
Abs. 1, 53 Abs. 2 Nr. 4, 52 Gerichtskostengesetz und berÃ¼cksichtigt, dass in
Verfahren des vorlÃ¤ufigen Rechtschutzes, die Beitragsangelegenheiten betreffen,
regelmÃ¤Ã�ig nur ein Viertel des Wertes der Hauptsache einschlieÃ�lich etwaiger
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge als Streitwert anzusetzen ist (vgl. z.B. Senatsbeschl. v.
22.4.2020 â�� L 8 BA 266/19 B ER â�� juris Rn. 30 m.w.N.).

Prozesskostenhilfe war gem. Â§Â 73a Abs. 1 S. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in
Verbindung mit Â§Â§Â 114 Abs. 1, 119 Abs. 1 S. 2 Zivilprozessordnung (ZPO) ohne
BerÃ¼cksichtigung der Erfolgsaussichten des Rechtsmittels zu bewilligen, da die
Antragsgegnerin das Rechtsmittel eingelegt hat.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Â 

Erstellt am: 07.09.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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